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Abstract: Der demografische Wandel stellt çffentliche Verwaltungen vor neue

Herausforderungen in Form einer zunehmend alternden Gesellschaft
im Allgemeinen und einer zus�tzlichen Bevçlkerungsabnahme in
bestimmten l�ndlichen Gebieten im Speziellen. E-Government und
die demografische Entwicklung offenbaren hier wechselseitig Chan-
cen. Insbesondere f�r �ltere Menschen, die aufgrund gesundheitli-
cher Beschwerden in ihrer Mobilit�t eingeschr�nkt sind, ermçglicht
E-Government durch eine erhçhte r�umlich zeitliche Verf�gbarkeit
eine aktive Lebensgestaltung ohne fremde Hilfe. Allerdings stehen
der Nutzung dieser E-Government-Potenziale momentan noch einige
Probleme entgegen.

1. Herausforderung des demografischen Wandels

Der demografische Wandel wird die Gesellschaft in den westlichen Indus-
triegesellschaften nachhaltig pr�gen. Der Anteil �lterer Menschen an der
Bevçlkerung wird stark zunehmen. Zum anderen nimmt die Bevçlkerungs-
dichte in bestimmten l�ndlichen Gebieten zunehmend ab. Gleichzeitig blei-
ben vor allem �ltere, weniger mobile Menschen in diesen Gebieten zur�ck.
Diese Entwicklungen stellen auch çffentliche Verwaltungen vor neue
Herausforderungen. Zum einen m�ssen Verwaltungsdienstleistungen ent-
sprechend den Bed�rfnissen �lterer Menschen erbracht werden. Zum ande-
ren m�ssen çffentliche Verwaltungen in zunehmend d�nner besiedelten
Gebieten Wege finden, ihr Dienstleistungsangebot weiterhin wirtschaftlich
zu erbringen.

Vor diesem Hintergrund offenbaren E-Government und der demogra-
fische Wandel wechselseitige Chancen. Insbesondere f�r �ltere Menschen
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mit gesundheitlichen Einschr�nkungen, die in ihrer r�umlichen Mobilit�t
begrenzt sind, offenbart eine erhçhte raum-zeitliche Verf�gbarkeit von
E-Government-Angeboten die Chance, selbstbestimmt diese Dienstleistun-
gen in Anspruch zu nehmen, statt z. B. auf fremde Hilfe bei beschwerlichen
Behçrdeng�ngen angewiesen zu sein. Auch in d�nn besiedelten Gebieten
bietet E-Government eine bislang unzureichend genutzte Mçglichkeit der
wirtschaftlichen Diensterbringung.

In diesem Beitrag wird eine Forschungsidee pr�sentiert, wie E-Govern-
ment-Dienstleistungen mit Hilfe innovativer Technologien und unter Ein-
bindung von Intermedi�ren demografiesensibel gestaltet werden kçnnen.

2. Problemfelder im E-Government

Der Nutzung der Potenziale eines demografieorientierten E-Government
stehen bisher erhebliche Probleme entgegen:

Service-Problem: Grundlage f�r die Gestaltung des E-Government-Ange-
bots ist in vielen Verwaltungen zwar schon eine lebenslagenorientierte
Sichtweise, um dem B�rger unter dem Stichwort One-Stop-Government
einen zentralen Anlaufpunkt zu bieten (Traunm�ller, Wimmer 2005). Diese
ber�cksichtigen jedoch meist die seniorenbezogene bzw. demografiesensi-
ble Sichtweise nur unzureichend. Zudemwerden Dienstleistungen, die von
anderen Anbietern, wie z. B. Krankenkassen, erbracht werden, in den bis-
herigen Ans�tzen kaum ber�cksichtigt.

Prozess-Problem. Bei der Gestaltung von Verwaltungsprozessen bieten
innovative Technologien wie sie beispielsweise im Bereich des Mobile
Government diskutiert werden (Franz 2005), ein, bisher meist ungenutztes,
großes Potenzial. Auch ist im Sinne einer ganzheitlichen, demografiesensi-
blen Diensterbringung die Realisierung organisations�bergreifender Pro-
zesse unter Einbindung von Intermedi�ren ein wichtiger Gestaltungsansatz,
der momentan aber selten in çffentlichen Verwaltungen vorhanden ist.

Kommunikationskanal-Problem. Von zentraler Bedeutung ist die Frage,
�ber welche Kan�le und mithilfe welcher Akteure und Technologien Ver-
waltungsdienstleistungen kundenorientiert erbracht werden kçnnen (Ger-
manakos, Samaras et al. 2005). Bisher wird hier meist nur eine Tr�gerschaft
der çffentlichen Verwaltung in Betracht gezogen. Intermedi�re als zus�tzli-
cher Kommunikationskanal bleiben meist außen vor, obwohl damit die
Mçglichkeit best�nde, die Reichweite, Qualit�t und Nachhaltigkeit der Ver-
waltungsdienstleistungen zu erhçhen.
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Technologie-Problem. Gerade f�r die Gruppe der Senioren zeigen zahl-
reiche Untersuchungen, dass diese unterdurchschnittlich h�ufig das Inter-
net und auch insbesondere E-Government nutzen (tns infratest, Initi@tive
D21 2007). Gerade hier offenbart E-Government jedoch besonders große
Potenziale im Hinblick auf eine selbst�ndige Lebensgestaltung. Diesen ste-
hen jedoch zum einen das eingeschr�nkte Nutzungsverhalten und zum
anderen technische Zugangsbarrieren, wie z. B. nicht seniorengerecht
gestaltete E-Government-Angebote (Algermissen, Dermann et al. 2005) ent-
gegen.

3. Demografieorientiertes E-Government

Zur Lçsung der vorgestellten Probleme m�ssen neue Wege erschlossen wer-
den, um elektronische Verwaltungsdienstleistungen auch f�r Senioren ad�-
quat anzubieten. Einen wichtigen Ansatzpunkt bildet dabei die Einbindung
von Intermedi�ren wie Pflegediensten und Seniorenheimen. Diese Senio-
renInnen-nahen Dienstleister sollen als Vermittler in die Erbringung von
Verwaltungsdienstleistungen einbezogen werden, um so SeniorenInnen
und deren Angehçrige bei der Dienstleistungsinanspruchnahme zu unter-
st�tzen. Auf diese Weise bilden Intermedi�re und Verwaltungen „Dienst-
leistungsnetzwerke“, die mithilfe innovativer Technologien, wie PDAs,
Smart Pens oder Kiosksystemen unterst�tzt werden kçnnen. Dabei ist es
essenziell, dass nicht allein bestehende Verwaltungsdienstleistungen auto-
matisiert werden, sondern diese zielgruppenspezifisch, organisations�ber-
greifend und prozessorientiert hinterfragt und (neu-)gestaltet werden.
Weiterhin ist auch barrierefreie Gestaltung bisher bestehender E-Govern-
mentdienste ein wichtiger Aspekt f�r eine demografieorientierte Gestaltung
des Dienstleistungsangebots.

Aufbauend auf diesem Lçsungsszenario stellt sich die Forschungsfrage:

Welche Dienstleistungen kçnnen so unter Verwendung welcher
Technologien demografieorientiert und wirtschaftlich umgesetzt werden?

Diese Fragestellung l�sst sich zu weiteren Leitfragen konkretisieren, die
im Rahmen des entsprechenden Entwicklungszyklus beantwortet werden
m�ssen:

Wie ist das Angebot von Verwaltungsdienstleistungen aus der Sicht
demografischer Gruppen zu gestalten? Hier gilt es, das vollst�ndige Verwal-
tungsangebot auf f�r Senioren relevante Dienstleistungen hin zu unter-
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suchen und diese dann zu einer Lebenslage „Senior“ zusammenzufassen,
um einen einfachen Zugang zu ermçglichen. Weiterhin m�ssen die Verwal-
tungsprozesse hinter den Dienstleistungen analysiert und kundenorientiert
gestaltet werden.

Durch welche Services l�sst sich ein behçrdliches Dienstleistungsportfo-
lio anreichern? Hier muss analysiert werden, wie die im vorherigen Schritt
identifizierten Dienstleistungen erg�nzt werden m�ssen, damit eine ganz-
heitliche Betrachtung der Lebenslage Senior entsteht. Dazu m�ssen die
Angebote weiterer, f�r Senioren relevanter Einrichtungen, wie z. B. Kran-
ken- oder Pflegekassen auf relevante Dienstleistungen hin untersucht wer-
den.

Welche Technologien bieten sinnvolle Unterst�tzungsmçglichkeiten? Ver-
waltungsdienstleistungen kçnnen durch innovative, technologische Lçsun-
gen potenziell besser als bisher zug�nglich gemacht werden. Die bislang am
Markt angebotenen Lçsungen wie auf Handys oder PDAs, Kiosksysteme
und SmartPens werden bisher kaum f�r seniorenspezifische Dienstleistun-
gen eingesetzt. Es muss daher evaluiert werden, welche Technologien sich
grunds�tzlich f�r die Erweiterung des Dienstleistungsangebots eignen.

In welchen Szenarien kçnnen diese Technologien sinnvoll zum Einsatz
kommen? Es muss untersucht werden, welche Technologien in welchem
Verwaltungsprozess sinnvoll eingesetzt werden kçnnen. Bei der Entwick-
lung dieser Szenarien kommt den seniorennahen dienstleistenden Interme-
di�ren eine besondere Bedeutung zu. Wichtig ist hier auch die Betrachtung
mçglicher (datenschutz-)rechtlicher Restriktionen und der Wirtschaftlich-
keit der entwickelten Szenarien.

4. Fazit

Die demografische Entwicklung stellt f�r die çffentlichen Verwaltungen
gleichermaßen eine Herausforderung und Chance dar. Einerseits m�ssen
Verwaltungen �berdenken, wie sie ihre Dienstleistungen seniorengerecht
gestalten und die Versorgung in d�nner besiedelten Gebieten sicherstellen.
Anderseits bietet gerade E-Government durch eine erhçhte r�umlich-zeitli-
che Verf�gbarkeit hier ein großes Nutzenpotenzial.

Wie gezeigt wurde, bestehen momentan allerdings Probleme, die der Nut-
zung dieser Potenziale entgegenstehen. Daher wurde hier eine Forschungs-
idee vorgestellt, wie sich durch die Einbindung von Intermedi�ren E-Go-
vernment-Dienstleistungen demografiesensibel gestalten lassen.
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